
Aktenzeichen: 6 AZR 329/94 
Bundesarbeitsgericht 6. Senat

I. Arbeitsgericht 
Bonn

Urteil vom 23. Februar 1995
- 6 AZR 329/94 -
Urteil vom 12. Mai 1993
- 1 Ca 834/93 -

II. Landesarbeitsgericht 
Köln

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Ja

Urteil vom 19. Januar 1994
- 8 Sa 662/93 -

Entscheidungsstichwort:
TV Ang-0 - räumlicher Geltungsbereich

Gesetz:
Tarifvertrag für die Angestellten der Deutschen Bundespost 
vom 21. März 1961 (TV Ang) § 1; Tarifvertrag für die Arbeiter 
der Deutschen Bundespost vom 6. Januar 1955 (TV Arb) § 1; 
Tarifvertrag Nr. 401 a zur Anpassung des Tarifrechts für 
Angestellte der Deutschen Bundespost im Beitrittsgebiet an 
den TV Ang (TV Ang-O) § 1; Tarifvertrag Nr. 402 a zur An­
passung des Tarifrechts für Arbeiter der Deutschen Bundespost 
im Beitrittsgebiet an den TV Arb (TV Arb-O) § 1; BAT-0 § 1; 
ZPO § 256; ArbCG § 2 Abs. 1 Nr. 1; TVG ä 9

Leitsätze:
1. Gegenstand eines Rechtsstreits nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
ArbGG, § 9 TVG kann die Frage sein, ob ein Tarifvertrag auf 
eine genau bestimmte, in ihrer Zusammensetzung zweifelsfrei 
feststehende und von den anderen Arbeitnehmern klar abgrenz- 
bare Gruppe von Arbeitnehmern anwendbar ist.
2. a) TV Arb-0 und TV Ang-0 gelten für Arbeiter und Ange­
stellte, deren Arbeitsverhältnisse in dem in Art. 3 des 
Einigungsvertrags genannten Gebiet begründet sind (§ 1 Abs. 1 
TV Arb-O, § 1 Abs. 1 TVG Ang-O). Dies ist der Fall, wenn das 
Arbeitsverhältnis einen Bezug zum Beitrittsgebiet aufweist, 
der gegenwärtig noch besteht (vgl. Urteil des Senats zu § 1 
Abs. 1 BAT-0 vom 24. Februar 1994 - 6 AZR 588/93 - AP Nr. 1 
zu § 1 BAT-O, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung bestimmt; heutiges Urteil des Senats in der Sache - 
6 AZR 614/94 -, zur Veröffentlichung bestimmt). Der gegen­
wärtige Bezug zum Beitrittsgebiet besteht, wenn der Ar­
beitsplatz dort liegt. Dies ist der Fall, wenn der Schwer­
punkt der Tätigkeit sich dort befindet.
b) Beginnt und beendet ein Arbeitnehmer seine tägliche Arbeit 
im Beitrittsgebiet und arbeitet er dort mindestens während 
der Hälfte der Arbeitszeit, liegt sein Arbeitsplatz im Bei­
trittsgebiet .
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6 AZR 329/94
8 Sa 662/93 Köln

Verkündet am 
23. Februar 1995

Im Namen des V o lk es!

U r t e i lSusdorf,
Reg.-Sekretär z.A. als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle In Sachen

PP.
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hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 23. Februar 1995 durch den Vize­
präsidenten Dr. Peifer als Vorsitzenden, die Richter 
Prof. Dr. Jobs und Dr. Armbrüster sowie die ehrenamtlichen 
Richter Lenßen und Kapitza für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Köln vom 19. Januar 
1994 - 8 Sa 662/93 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Klägerin wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Bonn vom 12. Mai 1993
- 1 Ca 834/93 - abgeändert:
a) Es wird festgestellt, daß im vereinigten 

Berlin auf Beschäftigte der Beklagten, die 
ihren Wohnsitz in dem Teil Berlins haben, 
in dem bis zum 3. Oktober 1990 das Grundge­
setz nicht galt, und die ab dem 1. Februar 
1991 zum Fernmeldeamt 6 versetzt wurden, 
die jedoch zugleich den Fernmeldeämtern 1 
bis 5 oder der Oberpostdirektion Berlin Be­
reich TELEKOM (Jetzt: Direktion TELEKOM 
Berlin) oder dem Fernmeldezeugamt Berlin 
zugewiesen wurden und die ausschließlich im 
Westteil Berlins eingesetzt wurden, mit 
Wirkung ab dem Datum der Zuweisung bis zum 
Ablauf des 31. Januar 1992 der Tarifvertrag 
für Angestellte (West) bzw. der Tarifver­
trag für Arbeiter (West) der Deutschen Bun­
despost Anwendung findet.

b) Im übrigen wird die Klage abgewiesen.
3. Die weitergehende Berufung und die weiterge­

hende Revision werden zurückgewiesen.
4. Von den Kosten des Rechtsstreits haben die 

Klägerin 3/4 und die Beklagte 1/4 zu tragen.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n  d :

Die Parteien streiten darüber, ob auf Arbeitsverhältnisse 
tarifgebundener Beschäftigter (Angestellte und Arbeiter) der Be-
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klagten, die bereits bei der Deutschen Post der ehemaligen DDR 
beschäftigt waren (im folgenden: Arbeitnehmer), die Tarifverträge 
für Angestellte und Arbeiter bei der Deutschen Bundespost (TV Ang 
und TV Arb; im folgenden: Westtarifverträge) oder die zwischen 
den Parteien am 27. November 1990 geschlossenen Tarifverträge 
Nr. 401 a und 402 a zur Anpassung des Tarifrechts für Angestellte 
und Arbeiter der Deutschen Bundespost im Beitrittsgebiet an die 
TV Ang und TV Arb (TV Ang-0 und TV Arb-O; im folgenden: Osttarif­
verträge) Anwendung finden.

Die Klägerin und die Beklagte haben die genannten Tarifver­
träge geschlossen. Die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer be­
stehen seit der Wiedervereinigung zu der Beklagten. Im Rahmen der 
Neuorganisation des Fernmeldewesens im Beitrittsgebiet nahm die 
Beklagte im Jahr 1991 eine Neuabgrenzung aller Fernmeldeämter in 
Berlin vor. Sie gründete ein neues Fernmeldeamt 6 mit Sitz im 
ehemaligen Ostberlin, das für die Personalverwaltung zuständig 
ist und zu dem sie mit Wirkung vom 1. Februar 1991 alle Arbeit­
nehmer versetzte. Gleichzeitig wurden die Arbeitnehmer den Fern­
meldeämtern 1 bis 5 oder der Oberpostdirektion Berlin Bereich TE­
LEKOM (jetzt: Direktion TELEKOM Berlin) oder dem Fernmeldezeugamt 
Berlin zugewiesen, die ihren Sitz im ehemaligen Westberlin haben. 
Diese haben wiederum Nebenstellen im ehemaligen Ostberlin. Ur­
sprünglich wendete die Beklagte auf die Arbeitsverhältnisse aller 
Arbeitnehmer die Osttarifverträge an. Seit dem 1. Februar 1992 
wendet die Beklagte auf die Arbeitsverhältnisse der Arbeitnehmer, 
die seit dem 1. Februar 1991 ausschließlich im ehemaligen West­
berlin eingesetzt werden, die Westtarifverträge an. Auf die Ar­
beitsverhältnisse der Arbeitnehmer, die zeitweilig und wechselnd
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von den im ehemaligen Ostberlin gelegenen Nebenstellen der 
Dienststellen aus sowohl im Ost- als auch im Westteil Berlins 
eingesetzt werden, wendet die Beklagte die Osttarifverträge an.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, auf die Arbeits­
verhältnisse aller Arbeitnehmer seien seit dem 1. Februar 1991 
die Westtarifverträge anzuwenden. Bei den ausschließlich im ehe­
maligen Westberlin beschäftigten Arbeitnehmern sei im Zeitpunkt 
der Zuweisung zu den dort gelegenen Dienststellen die Dauer die­
ser Tätigkeit nicht absehbar gewesen. Bei den Arbeitnehmern, die 
an wechselnden Orten sowohl im ehemaligen Westberlin als auch im 
ehemaligen Ostberlin eingesetzt würden, könne nicht festgestellt 
werden, daß der Ort ihrer tatsächlichen Arbeitsleistung im Bei­
trittsgebiet liege.

Die Klägerin hat, soweit es darauf im Revisionsverfahren an­
kommt, beantragt,

1. festzustellen, daß im vereinigten Berlin auf 
Beschäftigte der Beklagten, die ihren Wohnsitz 
in dem Teil Berlins haben, in dem bis zum
3. Oktober 1990 das Grundgesetz nicht galt und 
die ab dem 1. Februar 1991 zum Fernmeldeamt 6 versetzt wurden, die jedoch zugleich den Fern­
meldeämtern 1 bis 5 oder der Oberpostdirektion 
Berlin Bereich TELEKOM (jetzt: Direktion TELE­
KOM Berlin) oder dem Fernmeldezeugamt Berlin 
zügewiesen wurden und die ausschließlich im 
Westteil Berlins eingesetzt wurden, mit Wir­
kung ab dem Datum der Zuweisung bis zum Ablauf 
des 31. Januar 1992 der Tarifvertrag für Ange­
stellte bzw. der Tarifvertrag für Arbeiter 
(West) der Deutschen Bundespost Anwendung fin­
det;

2. festzustellen, daß im vereinigten Berlin auf 
Beschäftigte der Beklagten, die ihren Wohnsitz 
in dem Teil Berlins haben, in dem bis zum
3. Oktober 1990 das Grundgesetz nicht galt und 
die ab dem 1. Februar 1991 zum Fernmeldeamt 6

5JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5

versetzt wurden, die jedoch zugleich den Fern­
meldeämtern 1 bis 5 oder der Oberpostdirektion 
Berlin Bereich TELEKOM (jetzt: Direktion TELE­
KOM Berlin) oder dem Fernmeldezeugamt Berlin 
zugewiesen wurden und die zeitweilig und wech­
selnd im Ost- und Westteil Berlins eingesetzt 
wurden, mit Wirkung ab dem Datum der Zuweisung 
der Tarivertrag für Angestellte und der Tarif­
vertrag für Arbeiter (West) der Deutschen Bun­
despost Anwendung findet.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Sie hat die Auffassung vertreten, die Arbeitnehmer, die seit 
dem 1. Februar 1992 Leistungen nach den Westtarifverträgen er­
hielten, seien bis zu diesem Zeitpunkt nicht auf Dauer im Gel­
tungsbereich dieser Tarifverträge tätig gewesen. Bei den Arbeit­
nehmern, die in beiden Teilen Berlins ihre Arbeit verrichteten, 
liege der Schwerpunkt der Arbeitsverhältnisse im Geltungsbereich 
der Osttarifverträge.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Klage, die 
ursprünglich vier Klageanträge umfaßte, abgewiesen. Mit der zuge­
lassenen Revision verfolgt die Klägerin die beiden vorstehend 
wiedergegebenen Klageanträge weiter. Die Beklagte bittet um Zu­
rückweisung der Revision.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision hat hinsichtlich des Klageantrags zu 1) Erfolg; 
hinsichtlich des Klageantrags zu 2) bleibt sie erfolglos.
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I. Die Klage ist gemäß § 256 ZPO zulässig.

Die Klägerin ist Tarifvertragspartnerin der Beklagten. Als 
solche hat sie ein rechtliches Interesse an alsbaldiger gericht­
licher Klärung der zwischen den Parteien streitigen Frage, wel­
cher der in Betracht kommenden Tarifverträge auf die Arbeitsver­
hältnisse der in den Klageanträgen gruppenmäßig bezeichneten Ar­
beitnehmer anzuwenden ist. Durch eine Verbandsklage nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 ArbGG, § 9 TVG soll den Tarifvertragsparteien die 
Möglichkeit eröffnet werde, ungeachtet der immer bestehenden Mög­
lichkeit von Individualprozessen, Wirksamkeit und Inhalt von Ta­
rifnormen durch die Gerichte für Arbeitssachen in abstrakter 
Weise klären zu lassen (vgl. BAGE 17, 95 = AP Nr. 4 zu § 8 TVG;
BAGE 29, 321, 324 = AP Nr. 1 zu § 9 TVG 1969; BAGE 46, 61, 64 =
AP Nr. 3 zu § 9 TVG 1969; BAGE 56, 155, 160 f. = AP Nr. 1 zu § 1 
BeschFG 1985, zu B II 2 der Gründe; Germelmann/Matthes/Prütting,
ArbGG, 2. Auf1., § 2 Rz 16). Darunter fallen auch Streitigkeiten 
über die generelle Auslegung einer Norm, soweit es darum geht, ob 
eine genau bestirnte, in ihrer Zusammensetzung zweifelsfrei fest­
stehende und von anderen Arbeitnehmern abgrenzbare Gruppe von Ar- i
beitnehmern bestimmte Tarifmerkmale erfüllt (BAGE 17, 95 = AP, 
aaO). Die Arbeitnehmergruppen, auf die die Klägerin die Westta­
rifverträge für anwendbar hält, sind in den Klageanträgen hinrei­
chend deutlich bezeichnet.

II. Der Klageantrag zu 1) ist begründet. Entgegen der Auffassung 
des Landesarbeitsgerichts finden auf die Arbeitsverhältnisse die­
ser Arbeitnehmer, die ausschließlich im ehemaligen Westberlin
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eingesetzt werden, auch für die Zeit ihres dortigen Einsatzes bis 
zum 31. Januar 1992 die Westtarifverträge Anwendung.

1. Das Landesarbeitsgericht hat die Klageabweisung damit be­
gründet, daß die Beklagte den Arbeitnehmern durch diesen Einsatz 
eine vorübergehende Tätigkeit an einem Dienstort außerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs der Osttarifverträge übertragen habe. 
Der vorübergehende Charakter der Maßnahme werde nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß sie mit dem Ziel einer späteren Versetzung 
ausgesprochen worden sei. Entscheidend sei, daß die Beklagte in 
dem Zeitpunkt, in dem sie die Arbeitnehmer den Dienststellen im 
ehemaligen Westberlin zugewiesen habe, noch nicht habe absehen 
können, für welchen Zeitraum die Entsendung erfolge. Denn die Be­
endigung der laufenden Umstrukurierungsmaßnahmen sei nicht abzu­
sehen gewesen.

Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten einer 
revisionsrechtlichen Überprüfung nicht stand.

2. Nach § 1 Abs. 1 TV Ang und § 1 Abs. 1 TV Arb gelten diese 
Tarifverträge für Arbeitnehmer, die eine angestellten- bzw. ar­
beiterrentenversicherungspflichtige Tätigkeit bei der Deutschen 
Bundespost ausüben. Zwischen den Parteien ist unstreitig, daß die 
Arbeitnehmer zwischen dem 1. Februar 1991 und dem 31. Januar 1992 
diese Voraussetzung erfüllten, sie fallen deshalb unter die per­
sönlichen Geltungsbereiche dieser Tarifverträge.

3. Da der TV Ang und der TV Arb keine weiteren Voraussetzungen 
fordern, sind sie auf alle Arbeitnehmer anzuwenden, die unter
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ihren zeitlichen, räumlichen, betrieblichen und fachlichen Gel­
tungsbereich fallen (vgl. BAG Urteil vom 30. Juli 1992 - 6 AZR 
11/92 - AP Nr. 1 zu § 1 TV Ang Bundespost). Die Arbeitnehmer sind 
seit dem 1. Februar 1991 im ehemaligen Westberlin beschäftigt.
Sie arbeiten daher seit diesem Zeitpunkt im räumlichen Geltungs­
bereich der Tarifverträge.

4. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts und der 
Beklagten finden der TV Ang-0 und der TV Arb-0 während des 
streitgegenständlichen Zeitraums auf die Arbeitsverhältnisse 
keine Anwendung.

a) Diese Tarifverträge gelten für Arbeitnehmer, deren Arbeits­
verhältnis in den in Art. 3 des Einigungsvertrages genannten Ge­
bieten begründet sind (§ 1 Abs. 1 TV Ang-0 und § 1 Abs. 1 TV Arb- 
Ö). Diese Voraussetzung lag zwischen dem 1. Februar 1991 und dem 
31. Januar 1992 bei den Arbeitnehmern zwar vor. Die genannten Be­
stimmungen finden jedoch keine Anwendung, solange die Arbeitneh­
mer im Geltungsbereich von TV Ang bzw. TV Arb beschäftigt sind.

IDer erkennende Senat hat im Urteil vom 6. Oktober 1994 
(- 6 AZR 324/94 -, zur Veröffentlichung bestimmt) die insoweit 
gleichlautende Bestimmung des § 1 Abs. 1 BAT-0 nach ihrem Sinn 
und Zweck einschränkend dahingehend ausgelegt, daß sie nicht an­
zuwenden ist, solange der Arbeitnehmer im räumlichen Geltungsbe­
reich des BAT arbeitet. Dort war eine Arbeitnehmerin auf unbe­
stimmte Zeit, aber vorübergehend, von einer Polizeidienststelle 
im ehemaligen Ostberlin auf einen Arbeitsplatz im ehemaligen
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Westberlin entsandt worden. Entsprechendes gilt im vorliegenden 
Fall für die Auslegung der § 1 Abs. 1 der TV Ang-0 und TV Arb-O.

b) Zwischen den Parteien ist unstreitig, daß die Arbeitsver­
hältnisse der Arbeitnehmer im Beitrittsgebiet begründet sind (zu 
den Voraussetzungen dieses Tarifbegriffs vgl. Urteil des Senats 
zu § 1 Abs, 1 BAT-0 vom 24. Februar 1994 - 6 AZR 588/93 - AP 
Nr. 1 zu § 1 BAT-O, auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung bestimmt). Seit dem 1. Februar 1991 hatten die Arbeit­
nehmer ihren Arbeitsplatz jedoch nicht mehr im Beitrittsgebiet, 
sondern im räumlichen Geltungsbereich der Westtarifverträge, denn 
sie wurden dort auf unbestimmte Zeit zur Arbeitsleistung einge­
setzt. Dies gilt selbst im Hinblick darauf, daß mit der Zuweisung 
nur ein vorübergehender Einsatz im Geltungsbereich dieser Tarif­
verträge geplant war. Denn auf unbestimmte Zeit zu leisten ist 
die Arbeit auch, wenn der Arbeitsplatz nur vorübergehend bestehen 
sollte, aber keine zeitliche Begrenzung der Tätigkeit vereinbart 
oder bestimmt ist (vgl. BAG Urteil vom 6. Oktober 1994 - 6 AZR 
324/94 -, aaO, zu I 3 a der Gründe). Nach den bindenden Fest­
stellungen des Landesarbeitsgerichts war für die Zuweisung ein 
Endzeitpunkt nicht vorgesehen. Aus dem Ort der Arbeitsleistung 
ergibt sich somit, daß auf die Arbeitsverhältnisse der Arbeitneh­
mer, die im Klageantrag zu 1) bezeichnet sind, bereits für die 
Zeit zwischen dem 1. Februar 1991 und dem 31. Januar 1992 die 
Westtarifverträge anzuwenden sind.

-  10 -

III. Der Klageantrag zu 2) ist unbegründet.
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Das Landesarbeitsgericht hat zutreffend angenommen, daß auf 
die Arbeitsverhältnisse dieser Arbeitnehmer, die zeitweilig und 
wechselnd im Ost- und Westteil Berlins eingesetzt werden, die 
Osttarifverträge Anwendung finden.

Auch die Arbeitsverhältnisse dieser Arbeitnehmer sind im 
Beitrittsgebiet begründet (vgl. oben II 4 b). Der Bezug zum Bei- 
trittsgebiet ist gegenwärtig auch noch vorhanden, weil die Ar­
beitsverhältnisse auf unbestimmte Zeit im Beitrittsgebiet fortge­
setzt werden (vgl. dazu BAG Urteil vom 24. Februar 1994 - 6 AZR 
588/93 -, aaO). Der Arbeitsplatz dieser Arbeitnehmer liegt im 
räumlichen Geltungsbereich der Osttarifverträge. Nach den binden­
den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts nehmen diese Arbeit­
nehmer von einer im ehemaligen Ostberlin gelegenen Nebenstelle 
aus die Arbeit auf und beenden sie auch dort. Zwar verrichten sie 
ihre Tätigkeit auch vorübergehend im ehemaligen Westberlin, das 
geschieht jedoch nicht überwiegend. Damit arbeiten sie mindestens 
während der Hälfte ihrer Arbeitszeit im ehemaligen Ostberlin. Als 
Ort der Arbeitsleistung ist daher mit dem Landesarbeitsgericht, 
dem bei Würdigung der vorgenannten tatsächlichen Umstände, auf 
die es für die tarifvertraglich maßgebende Lage des Arbeitsplat­
zes ankommt (vgl. dazu heutiges Urteil des Senats in der Sache 
- 6 AZR 614/94 -, zur Veröffentlichung bestimmt), kein Rechtsfeh­
ler unterlaufen ist, der im Beitrittsgebiet gelegene Teil Ber­
lins anzusehen.
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IV. Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1 ZPO.

Dr. Peifer Dr. Jobs

Lenßen Kapitza

Richter Dr. Armbrüster 
kann wegen Erholungs­
urlaubs nicht unter­
zeichnen.

Dr. Peifer
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